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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Haushaltsordnung 
betreffend den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 209, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Haushaltsordnung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 64/ 
127/EWG ^), zuletzt geändert durch die Haushaltsord- 
nung 67/640/EWG ^), bestimmt, daß die Kommission 
zur Feststellung, Anordnung und Zahlung der Aus- 
gaben des EAGFL, Abteilung Garantie, ein Konto 
je Mitgliedstaat führt, das auf Rechnungseinheiten 
lautet. Die genannte Verordnung bestimmt nicht, 
welche Parität für die Umrechnung der Beträge der 
Ausgaben, Abschöpfungen und Abgaben im Sektor 
Zucker, die von den Mitgliedstaaten in ihrer jewei- 
ligen Landeswährung gemeldet werden, anzuwen- 
den ist. Diese Beträge müssen von der Kommission, 
nachdem sie als für die Finanzierung in Betracht 
kommend anerkannt worden sind, in den Konten 
verbucht weiden, die die Kommission in Rechnungs- 
einheiten für jeden Mitgliedstaat unterhält. Es er- 
scheint nunmehr erforderlich, die Paritäten festzu- 
legen, die bei der Ausführung der Entscheidungen 
der Kommission in bezug auf die Verbuchungszeit- 
räume vor dem 1. Januar 1971 anzuwenden sind. 

Zur Festsetzung der Salden der Mitgliedstaaten 
müssen die Beträge, die sie in Landeswährung an- 
geben, in Rechnungseinheiten umgerechnet werden; 
es erscheint zweckmäßig, die am Tage der Entschei- 
dung der Kommission gültigen Paritäten anzuwen- 
den. 


Außerdem sind die Paritäten vorzusehen, die für 
die Verbuchung der Zahlungen anzuwenden sind, 
die von den Mitgliedstaaten oder an die Mitglied- 
staaten für den EAGFL im Rahmen der Entschließung 
des Rates betreffend die Probleme der Staatskassen 
beim Übergang vom System der Erstattung zum 
System der direkten Finanzierung durchgeführt wer- 
den - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t i k el 1 

Die Haushaltsordnung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft wird 
durch folgende Bestimmungen ergänzt: 

„Artikel 12 a 

1. Zur Führung der in Artikel 10 vorgesehenen 
Konten werden die Ausgaben, Abgaben im Sek- 
tor Zucker und Abschöpfungen, die für die Ver- 
buchungszeiträume 1967/68, 1968/69 und „zwei- 
tes Halbjahr 1969" als für die Finanzierung in 
Betracht kommend anerkannt werden, sowie die 
Ausgaben, die für den Verbuchungszeitraum 1970 
als für die Finanzierung in Betracht kommend 
anerkannt werden, nach den am Tag der jeweili- 
gen Entscheidung der Kommission über eine Ab- 
schlagszahlung oder Beteiligung gültigen Pari- 
täten in Rechnungseinheiten umgerechnet. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 258 
vom 25. Oktober 1967, S. 11 
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2. Die Zahlungen, die von den Mitgliedstaaten an 
die Kommission und von dieser an die Mitglied- 
staaten im Hinblick auf den EAGFL, Abteilung 
Garantie, vorgenommen werden und sich nicht 
unmittelbar aus Beteiligungs- und Abschlagsent- 
scheidungen der Kommission ergeben, werden 
auf den in Artikel 10 genannten Konten ver- 
bucht, nachdem sie zu den Paritäten in Rech- 
nungseinheiten umgerechnet worden sind, die an 
dem Tag gelten, an dem sie den bei der Kom- 
mission geführten Konten gutgeschrieben oder 
angelastet werden. 

Die Bestimmungen der Artikel 11 und 12 finden auf 
die Abrechnung der Salden Anwendung, die nach 
Abschluß des letzten Verbuchungszeitraums der vor 
1971 geltenden Regelung geschuldet werden. Hier- 
für gilt als Zeitpunkt des Kontenabschlusses im Sin- 
ne von Artikel 11 Abs. 2 und von Artikel 12 der 
Zeitpunkt der Beteiligungsentscheidung, die von der 
Kommission für den genannten Verbuchungszeit- 
raum getroffen sind." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft und findet auf die Konten des 
EAGFL, Abteilung Garantie, für die Verbuchungs- 
zeiträume 1967/1968, 1968/1969, "zweites Halbjahr 
1969" und 1970 Anwendung. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
19. Februar 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) - 680 70 - E - Ha 25/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 25. Januar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


1. Artikel 14 der Verordnung (EWG) Nr. 728/70 
des Rates sieht vor, daß die Bestimmungen für 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
für den Verbuchungszeitraum 1970 und für die 
davorliegenden Verbuchungszeiträume weiterhin 
anwendbar bleiben. 

Gegenwärtig müssen Beschlüsse über die Beteili- 
gung der Kommission bei der Finanzierung der 
Verbuchungszeiträume 1967/1968, 1968/1969, 

„zweites Halbjahr 1969" und 1970 gefaßt wer- 
den; für all diese Verbuchungszeiträume hat die 
Kommission dem Rat am 21. Juni 1972 (R. 1333) 
einen Verordnungsvorschlag vorgelegt. 

Für diese Verbuchungszeiträume wurden bereits 
Abschlagszahlungen in Höhe von 90 v. H. für 
die ersten beiden und von 75 v. H. für die letzte- 
ren geleistet; außerdem wurden halbjährliche 
Zahlungen auf die Restbeträge vorgenommen in 
Anwendung der Ratsentschließung betreffend die 
Probleme der Staatskassen beim Übergang vom 
System der Erstattung zum System der direkten 
Finanzierung (Kumulierungsentschließung ^). 

2. Die Ausgaben, die für die Finanzierung durch die 
Abteilung Garantie des EAGFL in Betracht kom- 
men, werden von den Mitgliedstaaten in ihrer 
Landeswährung geleistet. Für die alte Regelung 
stellen die Mitgliedstaaten einen Rückvergü- 
tungsantrag in Landeswährung. Nach Vorlage der 
Anträge entscheidet die Kommission über eine 
Beteiligung, wobei festgelegt wird: 

a) der Erstattungsbetrag für jeden Mitgliedstaat, 

b) der im Haushalt der Gemeinschaften zu ver- 
buchende Gesamtbetrag, 

c) der Finanzbetrag zu Lasten eines jeden Mit- 
gliedstaates, 

d) der von jedem Mitgliedstaat zu zahlende oder 
zu empfangende Restbetrag. 

3. Die Haushaltsordnung betreffend den EAGFL 
(64/ 127/EWG) ^), geändert durch die Haushalts- 
ordnung (67/640/EWG) "') bestimmt, daß für die 
Feststellung der Restbeträge der Mitgliedstaaten 
die Kommission für jeden Staat ein in Rechnungs- 
einheiten geführtes Konto unterhält (Artikel 10). 
Artikel 1 1 dieser Haushaltsordnung setzt die Pa- 
ritäten fest, die anzuwenden sind, um die in Rech- 
nungseinheiten ausgedrückten Salden in die Be- 
träge in Landeswährung umzurechnen, die die 
Mitgliedstaaten der Kommission zu zahlen haben 
oder von ihr empfangen. 

Artikel 12 dieser Haushaltsordnung enthält die 
Vorschriften, die im Falle einer Paritätsänderung 
eines Gläubigermitgliedstaates vom Datum des 
Rechnungsabschlusses bis zum Tage der Zahlung 
anzuwenden sind. 


4. Weder die genannte Haushaltsordnung noch 
irgendeine andere Verordnung, die für die Ab- 
teilung Garantie des EAGFL zutrifft, setzt die 
Paritäten fest, die auf die von der Kommission 
anerkannten Ausgaben im Hinblick auf die Ver- 
buchung auf das für jeden Mitgliedstaat in Rech- 
nungseinheit zu führende und abzuschließende 
Konto anzuwenden sind. 

Solange die Währungen der Mitgliedstaaten ent- 
sprechend den dem IWF erklärten Paritäten zwi- 
schen der Ausgabe und dem Rechnungsabschluß 
unverändert blieben, ergaben sich keine Pro- 
bleme. 

Erst die Abwertung des Französischen Franken 
im August 1969 und die Aufwertung der Deut- 
schen Mark im Oktober 1969, sowie die Paritäts- 
änderungen nach dem Washingtoner Abkommen 
vom 18. Dezember 1971 haben die Lücke aufge- 
zeigt, die noch vor den nächsten Entscheidungen 
über eine Beteiligung des Fonds für das alte Fi- 
nanzierungssystem geschlossen werden muß. 

5. In Durchführung ihrer Entscheidungen über Ab- 
schlagszahlungen für die genannten Verbu- 
chungszeiträume wandte die Kommission die Pa- 
ritäten an, die zum Zeitpunkt der Entscheidung 
galten, d. h.: 

— Paritäten, die vor August 1969 gültig waren, 
für die Abschlagszahlungen erstes und zwei- 
tes Halbjahr 1967/1968 und erstes Halbjahr 
1968/1969; 

— geänderte Paritäten durch die Abwertung des 
FF im August 1969 und die Aufwertung der 
DM im Oktober 1969 für die Abschlagszahlun- 
gen zweites Halbjahr 1968/1969, zweites Halb- 
jahr 1969 und erstes und zweites Halbjahr 
1970. 

6. Obwohl die Kommission bei den Entscheidungen 
über Abschlagszahlungen Wert darauf gelegt hat, 
deutlich zum Ausdruck zu bringen, daß die ange- 
wandten Methoden insbesondere in bezug auf 
die Paritäten nicht die bei den endgültigen Ent- 
scheidungen über die Beteiligung des Fonds an- 
zuwendenden präjudizieren, schlägt sie vor, eine 
Methode anzuwenden, die das abgeschlossene 
Clearing für die Abschlagszahlungen und die Be- 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 9 

2) insbesondere die Haushaltsordnung betreffend den 
EAGFL 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 50 
vom 28. April 1970 und C 105 vom 10. Oktober 1972, 
S. 16 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 258 
vom 25. Oktober 1967, S. 11 
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rechnungen, die als Grundlage für die Annahme 
der sogenannten Kumulierungsentschließung ge- 
dient haben, nicht in Frage zu stellen. 

7. Um diesen Zweck zu erreichen, ist es angebracht, 
daß der Rat eine Bestimmung annimmt, die vor- 
sieht, daß die Umrechnung der von den Mitglied- 
staaten in Landeswährung erklärten Angaben in 
Rechnungseinheiten anhand der Paritäten erfolgt, 
die im Augenblick der Entscheidung der Kommis- 
sion dem IWF erklärt sind, und zwar sowohl für 
die Abschlagszahlungen als auch für die Betei- 
ligungen. 

In der Praxis sollen die Entscheidungen über 
eine Beteiligung feststellen: 

a) den Gesamtbetrag der für die Finanzierung in 
Betracht kommenden Ausgaben eines Mit- 
gliedstaates, ausgedrückt in der Währung die- 
ses Mitgliedstaates, 

b) den Betrag der dem Mitgliedstaat gewährten 
Abschlagszahlungen, ausgedrückt in Rech- 
nungseinheiten und in der Währung dieses 
Mitgliedstaates, 

c) den Betrag in der Landeswährung, den man 
erhält, wenn man von dem Betrag unter Buch- 
stabe a den unter Buchstabe b genannten ab- 
zieht. 

Den Betrag der Abschlagszahlungen in Landes- 
währung nach Buchstabe b erhält man, wenn man 
die Rechnungseinheiten anhand der Parität, die 
z. Z. der Abschlagszahlungen angewandt wurde, 
umrechnet. 


Zur Anwendung des Artikels 10 der Haushalts- 
ordnung für den EAGFL sollen der unter Buch- 
stabe c genannte Betrag wie auch der zu berück- 
sichtigende Rest der Abschöpfungen anhand der 
Parität in Rechnungseinheiten umgerechnet wer- 
den, die am Tage der Kommissionsentscheidung 
über die Beteiligung gilt. 

8. Die im vorstehenden Punkt genannte Kumulie- 
rungsentschließung hat bewirkt, daß die Anwen- 
dung der Artikel 11 und 12 der Haushaltsord- 
nung für den EAGFL ausgesetzt wurden und hat 
Zahlungen vorgesehen, die von den Entscheidun- 
gen über Abschlagszahlungen oder Beteiligungen 
zur Anrechnung auf die Salden der in Artikel 10 
vorgesehenen Konten unabhängig sind. Es ist er- 
forderlich, einerseits Bestimmungen für die Um- 
rechnung der in Anwendung des Beschlusses ge- 
zahlten Beträge vorzusehen und andererseits die 
Regeln festzulegen, die auf die Salden, die nach 
Abschluß des letzten noch der alten Finanzie- 
rungsregelung unterliegenden Verbuchungszeit- 
raums verbleiben, anzuwenden sind. 

9. Da die vom Rat anzunehmende Bestimmung nur 
auf Entscheidungen der Kommission bezüglich 
der alten Regelung anzuwenden ist, erscheint es 
angebracht, sie in die Haushaltsordnung für den 
EAGFL einzufügen, die gemäß Artikel 16 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates ®) aufge- 
hoben wird, sobald die Konten nach der alten 
Finanzierungsregelung endgültig abgeschlossen 
sind. 


8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 294 
vom 28. April 1970, S. 13 
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